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1 Vorbemerkung

Die Clearingstelle EEG ist die durch das Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit errichtete, neutrale Einrichtung zur Klärung von Strei-
tigkeiten und Anwendungsfragen des EEG. Sie bezieht grundsätzlich keine Stellung
zu Gesetzgebungsvorhaben. Ausnahmen hiervon bestehen nur, wenn und soweit
sich aus einem Gesetzgebungsvorhaben nach Auffassung der Clearingstelle EEG
Streitigkeiten und Anwendungsfragen aufgrund klärungsbedürftiger Formulierun-
gen ergeben können.

Aufgabe der Clearingstelle EEG ist die Klärung von Streitigkeiten und Anwendungs-
fragen. Dieser Auftrag impliziert, dass das EEG – wie jedes Gesetz – aufgrund seines
abstrakt-generellen Charakters nicht jede Zweifelsfrage beantworten und jeden Ein-
zelfall zweifelsfrei regeln kann, so dass in solchen Fällen insbesondere die Verfahren
der Clearingstelle EEG eine Klärung herbeiführen. Die Clearingstelle EEG betrach-
tet es darüber hinaus als ihre Aufgabe, Streitigkeiten und Anwendungsfragen von
vornherein zu vermeiden.

Diese Stellungnahme ist allein in diesem Sinne zu verstehen. Sie erhebt insbeson-
dere hinsichtlich der Frage, aus welchen Elementen der geplanten Neufassung sich
Klärungsbedarf ergeben kann, keinen Anspruch auf Vollständigkeit.

Sie bezieht sich grundsätzlich auf Artikel 1 des Entwurfs eines Gesetzes zur Neure-
gelung des Rechtsrahmens für die Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren
Energien vom 17. Mai 2011. Soweit nicht anders benannt, beziehen sich die Num-
mernangaben auf diesen Artikel. Soweit sich die Stellungnahme auf andere Artikel
bezieht, ist dies ausdrücklich kenntlich gemacht.
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2 Stellungnahme nach Themen

2.1 Allgemeiner Teil einschließlich allgemeiner Vergütungsvor-
schriften

2.1.1 Zu Nr. 4

Zu Nr. 4 a) – zu § 3 Nr. 2c RefE: Dieser verwendet den Begriff „Erdgasnetz“,1
ohne diesen näher zu bestimmen. Die Clearingstelle EEG regt an, stattdessen den
Begriff „Gasnetz“ zu verwenden, der durch den Hinweis der Clearingstelle EEG
vom 24. Februar 2011 – 2010/141 – für den Kontext des EEG 2009 bereits definiert
ist. Folgeänderungen ergeben sich zu Nr. 17, 39 und 40 RefE.

Zu Nr. 4 e) – zu § 3 Nr. 5 RefE: § 3 Nr. 5 RefE definiert die Inbetriebnahme als2

„die erstmalige Inbetriebsetzung des Generators der Anlage nach Her-
stellung der technischen Betriebsbereitschaft der Anlage, unabhängig da-
von, ob der Generator mit erneuerbaren Energien, Grubengas oder sons-
tigen Energieträgern in Betrieb gesetzt wurde; der Austausch des Gene-
rators oder sonstiger technischer oder baulicher Teile nach der erstmali-
gen Inbetriebnahme führt nicht zu einer Änderung des Zeitpunkts des
Inbetriebnahme“

Hierbei ist unklar, welche Rechtsfolge eintritt, falls der Generator erstmalig in Be-3
trieb gesetzt wird, bevor die technische Betriebsbereitschaft der Anlage hergestellt
wurde, da eine (zweite) „erstmalige“ Inbetriebsetzung begrifflich ausgeschlossen er-
scheint.

Dies gilt insbesondere im Falle des Einsatzes eines Gebrauchtgenerators. § 3 Nr. 54
Halbsatz 1 RefE sieht vor, die Inbetriebnahme einer Anlage anhand der erstmaligen
Inbetriebsetzung des Generators zu bestimmen. § 3 Nr. 5 Halbsatz 2 RefE bestimmt
demgegenüber, dass der Austausch des Generators nach der erstmaligen Inbetrieb-
nahme (der Anlage) nicht zu einer Änderung des Inbetriebnahmezeitpunktes (der
Anlage) führt. Unklar ist, ob dies auch dann gelten soll, wenn ein gebrauchter Ge-
nerator aus einer zuvor bereits in Betrieb genommenen Anlage in eine im Übrigen
neue Anlage eingesetzt wird.
1Abrufbar unter http://www.clearingstelle-eeg.de/hinwv/2010/14.
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Zur Veranschaulichung folgendes Beispiel: Im Jahr 2012 nimmt ein Anlagenbetrei-5
ber (AB) ein BHKW (BHKW I) in Betrieb. Aus wirtschaftlichen Gründen (bspw.
aufgrund der vorhandenen Fermenterkapazität) entscheidet sich der AB dazu, im
Jahr 2013 ein weiteres BHKW (BHKW II) in Betrieb zu nehmen, dabei jedoch den
Generator aus dem BHKW I in das BHKW II zu versetzen und in das BHKW I
einen neuen Generator einzubauen und diesen in Betrieb zu setzen. In diesem Falle
wäre

• dem BHKW I als Inbetriebnahmezeitpunkt (weiterhin) der Tag im Jahr 2012
zuzuweisen, an dem der Generator erstmalig in Betrieb gesetzt wurde, da der
Austausch des Generators gem. § 3 Nr. 5 Halbsatz 2 RefE nicht zu einer Än-
derung der Inbetriebnahme (der Anlage) führt,

• dem BHKW II als Inbetriebnahmezeitpunkt ebenfalls der Tag im Jahr 2012
zuzuweisen, an dem der (nunmehr in das BHKW II versetzte) Generator erst-
malig in Betrieb gesetzt wurde, da sich gem. § 3 Nr. 5 Halbsatz 1 RefE der In-
betriebnahmezeitpunkt der Anlage nach dem erstmaligen Inbetriebsetzungs-
zeitpunkt des Generators bestimmt.

Hierdurch käme es jedenfalls zu einer unterschiedlichen Behandlung des Falles, in6
dem ein gebrauchter Generator in ein neues BHKW versetzt wird, und dem Fall,
in dem ein neues BHKW mit einem neuen Generator in Betrieb genommen wür-
de. Insofern dies rechtspolitisch als Wertungswiderspruch aufgefasst wird, regt die
Clearingstelle EEG eine dahingehende gesetzgeberische Entscheidung an, ob der
Inbetriebnahmezeitpunkt einer Anlage sich generell an dem Inbetriebsetzungszeit-
punkt des Generators orientiert (hierfür wäre § 3 Nr. 5 Halbsatz 2 RefE ersatzlos zu
streichen), oder ob sich der Inbetriebnahmezeitpunkt einer Anlage sich an anderen
Kriterien als dem Inbetriebsetzungszeitpunkt des Generators orientiert (und ggf.,
an welchen) – hierfür wäre § 3 Abs. 5 Halbsatz 1 RefE zu modifizieren. Die Clea-
ringstelle EEG regt daher an, die Formulierung zur Vermeidung von Unklarheiten
anzupassen.

Sollte indes mit der „erstmaligen Inbetriebsetzung des Generators nach Herstellung7
der technischen Betriebsbereitschaft der Anlage“ diejenige erste Inbetriebsetzung des
Generators sein, die auf den erstmaligen Einbau des Generators in die jeweilige Anla-
ge und auf die Herstellung der technischen Betriebsbereitschaft der jeweiligen Anlage
folgt, regt die Clearingstelle EEG an, dies sprachlich deutlicher herauszustellen.
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Ferner regt die Clearingstelle EEG an, in § 3 Nr. 5 Halbsatz 2 RefE zur Klarstel-8
lung zwischen „baulicher Teile“ und „nach“ den Passus „der Anlage“ einzufügen,
um deutlich zu machen, dass nicht sonstige technische oder bauliche Teile des Gene-
rators, sondern der Anlage gemeint sind.

Informatorisch weist die Clearingstelle EEG darauf hin, dass bei der Erzeugung von9
Strom aus PV-Anlagen das einzelne Modul die Anlage ist.2 § 3 Nr. 5 Halbsatz 2 RefE
bestimmt, dass lediglich der Austausch von Teilen der Anlage – also des Genera-
tors oder sonstiger technischer oder baulicher Teile – nicht zu einer Änderung des
Zeitpunkts der Inbetriebnahme führt. Der Austausch der (gesamten) Anlage führt
indes gleichwohl dazu, den Inbetriebnahmezeitpunkt der neuen Anlage (erstmalig)
zu bestimmen. § 3 Nr. 5 Halbsatz 2 RefE läuft zudem bei PV-Anlagen weitgehend ins
Leere, da bei PV-Anlagen in der Praxis kein Austausch des Generators, also der So-
larzelle3, vorgenommen wird. Nach dem Begründungsentwurf4 ist indes intendiert,
dass bei „größeren Anlagen“ (gemeint sind vermutlich sog. Solarparks und andere
im Gesetz nicht näher definierte großflächige Fotovoltaikinstallationen) der Aus-
tausch einzelner Module innerhalb solcher Installationen nicht zu einer Neuinbe-
triebnahme dieser Module führen soll, weil § 19 Abs. 1 RefE eine Zusammenfassung
der Module zu einer Anlage zur Folge habe. § 19 Abs. 1 RefE berührt jedoch we-
der den Anlagenbegriff noch den Inbetriebnahmezeitpunkt von Anlagen, sondern
bestimmt ausschließlich, unter welchen Voraussetzungen eine Anlagenzusammen-
fassung zum Zweck der Ermittlung der Vergütung für den jeweils zuletzt in Betrieb
gesetzten Generator erfolgt; im Übrigen findet § 19 Abs. 1 RefE von vornherein auf
Fotovoltaikanlagen im Sinne von § 32 RefE keine Anwendung, weil dieser keine leis-
tungsabhängige Vergütung vorsieht. Daher kann das mit § 3 Nr. 5 RefE beabsichtigte
Regelungsziel bei Fotovoltaikinstallationen nicht erreicht werden.

Zu Nr. 4 f) – zu § 3 Nr. 6 RefE, auch zu Nr. 6, Nr. 7, Nr. 14, Nr. 16, Nr. 17, Nr. 39
(Folgenennungen): Gemäß § 3 Nr. 6 RefE soll die „installierte Leistung einer An-10
lage“ definiert sein als

2Clearingstelle EEG, Empfehlung v. 10.06.2009 – 2009/5, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/empfv/2009/5.

3Vgl.Clearingstelle EEG, Empfehlung v. 10.06.2009 – 2009/5, abrufbar unter
http://www.clearingstelle-eeg.de/empfv/2009/5.

4S. 108.
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die elektrische Wirkleistung, die die Anlage bei bestimmungsgemäßem
Betrieb ohne zeitliche Einschränkungen unbeschadet kurzfristiger ge-
ringfügiger Abweichungen technisch erbringen kann.

Bei Fotovoltaikanlagen, bei denen bereits das Modul die Anlage darstellt, führt dies11
konsequenterweise dazu, dass die installierte Leistung stets die gleichstromseitig er-
mittelte Wirkleistung ist. Der Clearingstelle EEG ist aufgrund einer Reihe von An-
fragen bekannt, dass insbesondere bei der Anwendung von § 5 Abs. 1 Satz 2, § 6 und
§ 33 EEG 2009 häufig die Auffassung vertreten wird, aus technischer Sicht sei die
wechselstromseitig ermittelte Leistung maßgeblich.

Die Clearingstelle EEG regt daher an, in der Begründung zu Nr. 4 f) bzw. in den12
Begründungen zu den Vorschriften, die sich ausdrücklich auf Fotovoltaikanlagen be-
ziehen und in denen die installierte elektrische Leistung genannt ist (§§ 5 Abs. 1
Satz 2, 6 Abs. 2, 17 Abs. 1 Nr. 1, § 20a, § 33, § 66 Abs. 1 Nr. 1 und 2), zur Klarstel-
lung ggf. aufzunehmen, dass bei Fotovoltaikanlagen jeweils die gleichstromseitige
Leistung gemeint ist.

Zu Nr. 4 k) – zu § 3 Nr. 13 RefE: § 3 Nr. 13 RefE definiert „Unternehmen“ als13
„die kleinste rechtlich selbständige Einheit“. Hier stellt sich die Frage, worauf sich
„Einheit“ bezieht. Aus der Zusammenschau von § 3 Nr. 13 und § 3 Nr. 14 ergibt
sich, dass ein „Unternehmen des produzierenden Gewerbes“ zu verstehen ist als „die
kleinste rechtlich selbständige Einheit des produzierenden Gewerbes.“ Insoweit kön-
nen sich Unklarheiten ergeben, weil der Begriff „Unternehmen des produzierenden
Gewerbes“ im Sinne der Klassifikation der Wirtschaftszweige nicht unterscheidet
nach „. . . Besitzverhältnissen, rechtlicher Organisation oder Operationsformen ei-
ner Einheit. . . “5 Auch ist in der Klassifikation der Wirtschaftszweige ausgeführt,
dass „Wirtschaftszweigklassifikationen. . . der Einordnung von Daten (dienen), die
sich auf statistische Einheiten beziehen, das heißt z. B. auf einen einzelnen Betrieb
oder eine Gruppe von Betrieben, die eine wirtschaftliche Gesamtheit, z. B. ein Unter-
nehmen, bilden oder auf deren Teile (fachliche Betriebs- oder Unternehmensteile).“6

Auch insoweit steht die Bezugnahme auf die rechtliche Selbständigkeit mit den Be-
5Statistisches Bundesamt, Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2008 (WZ 2008) mit Erläute-
rungen, S. 10.

6Statistisches Bundesamt, Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2008 (WZ 2008) mit Erläute-
rungen, S. 7.
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grifflichkeiten der Wirtschaftszweigklassifikation offenbar nicht in Einklang, was zu
Anwendungsproblemen führen kann.

2.1.2 Zu Nr. 14

Zu § 16 Abs. 1 Satz 3 RefE: § 16 Abs. 1 Satz 3 RefE lautet:14

„Auf die zu erwartenden Zahlungen sind monatliche Abschläge in ange-
messenem Umfang zu leisten.“

Die Clearingstelle EEG weist hierzu darauf hin, dass der Begriff „Abschlagszahlun-15
gen“ Missverständnisse und somit Klärungsbedarf hervorrufen könnte. Gemäß den
allgemeinen zivilrechtlichen Regelungen sind „Abschlagszahlungen“ Teilleistungen
im Hinblick auf eine (noch zu erbringende) Gesamtleistung. Indes ist bislang nicht
rechtssicher geklärt, ob die „Leistung“ der Anlagenbetreiberin bzw. des Anlagen-
betreibers in der Erzeugung und Einspeisung z. B. der einzelnen aus Erneuerbaren
Energien oder Grubengas erzeugten kWh – und damit spiegelbildlich die in der Zah-
lung der Vergütung bestehende (Gegen-)Leistung – sofort bei Einspeisung, pro Mo-
nat, pro Jahr oder hinsichtlich welcher anderen Bemessungseinheit besteht. Zur Ver-
meidung weiteren7 Klärungsbedarfs regt die Clearingstelle EEG an, dass die durch
§ 16 Abs. 1 Satz 3 RefE intendierte Regelung an den allgemeinen Vorgaben des Zi-
vilrechts orientiert wird. Dies könnte bspw. durch eine gesetzliche Festlegung der
Fälligkeit allfälliger Vergütungsansprüche erfolgen.

Unklar ist, auf welche Vergütungsbestandteile sich die Wendung „zu erwartende16
Zahlungen“ bezieht. Insbesondere bestünde nach Verabschiedung der derzeit zur
Beschlussfassung vorgesehenen Regelung ein erhöhter Klärungsbedarf hinsichtlich
der Frage, ob sich die geregelte Fälligkeit von Vergütungsansprüchen lediglich auf
die Grundvergütung oder auch auf evtl. zu zahlende Boni bezieht. Wenn und so-
weit Anlagenbetreiberinnen und -betreiber die Vergütungsvoraussetzungen für die
Gewähr von Boni (erst) zum 28. Februar des auf das Vergütungsjahr folgenden Jah-
res (etwa durch die Vorlage eines Gutachtens einer Umweltgutachterin bzw. eines
Umweltgutachters) dem Netzbetreiber vorzulegen haben, geriete dieser entweder
nach Vorlage der Gutachten unverschuldet in Verzug (mit der Folge, Verzugszinsen
7Die Clearingstelle EEG wird zur Klärung dieser Frage hinsichtlich des voraussichtlich bis zum
31.12.2011 geltenden EEG noch im 2. Quartal 2011 ein Empfehlungsverfahren einleiten.
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leisten zu müssen, deren Berücksichtigung im bundesweiten Ausgleich nicht vorge-
sehen ist), falls er die „Abschlagszahlungen“ nicht auch im Hinblick auf die Boni
ausgezahlt hätte. Oder der Netzbetreiber zahlt die „Abschlagszahlungen“ auch im
Hinblick auf die zu erwartenden Boni aus, ohne dass ihm hierfür die im Gesetz
vorgesehenen Nachweise (insb. das Gutachten einer Umweltgutachterin oder eines
Umweltgutachters) vorgelegen hätten, mit der Folge, dass der Netzbetreiber das in-
sofern ggf. bestehende Insolvenzrisiko der Anlagenbetreiberinnen und -betreiber zu
tragen hätte. Unklar ist, ob diese Rechtsfolgen vom Gesetzgeber wirklich gewollt
sind. Die Clearingstelle EEG regt daher eine klarstellende Regelung an.

Dies gilt entsprechend für die eine gleichlautende Formulierung enthaltende Nr. 1817
(§§ 33g Abs. 2 Satz 2, 33 h Abs. 3 Satz 2 RefE) und Nr. 19 (§§ 35 Abs. 3 Satz 2, 36
Abs. 1 Nr. 5, 37 Abs. 2 Satz 3 RefE).

Zu § 16 Abs. 2 Satz 3 RefE: § 16 Abs. 2 Satz 3 RefE bemisst die Vergütungshöhe18
bei Zwischenspeicherung von Strom anhand der Vergütung, die der Netzbetreiber
„bei einer Einspeisung des Stroms in das Netz ohne Zwischenspeicherung . . . zah-
len müsste.“ Hieraus ergibt sich die Frage, ob damit eine Vergütungspflicht nach
§ 33 Abs. 2 RefE bei Zwischenspeicherung ausgeschlossen werden soll, weil hier ei-
ne „Einspeisung in das Netz“ insoweit bilanziell nicht erfolgt, als der Strom unter
den weiteren Voraussetzungen des § 33 Abs. 2 RefE verbraucht und gerade nicht in
das Netz eingespeist wird. In Anbetracht der sonst weitestgehend vorgenommenen
Gleichstellung von Volleinspeisung und Eigenverbrauch könnten hier Unklarheiten
auftreten. Die Clearingstelle EEG regt daher an, im Gesetz oder in die Begründung
eine Formulierung aufzunehmen, aus der hervorgeht, ob die Zwischenspeicherung
im Sinne von § 16 Abs. 2 RefE beim Eigenverbrauch i. S. v. § 33 Abs. 2 RefE vom
Gesetz gewollt ist oder nicht.

Zu § 16 Abs. 3 Nr. 3 RefE: Nach § 16 Abs. 3 RefE besteht die Pflicht, dem Netzbe-19
treiber den gesamten in der Anlage erzeugten Strom zur Verfügung zu stellen, wenn
die in Nr. 1 bis 3 genannten Voraussetzungen erfüllt sind. Dabei setzt Nr. 3 voraus,
dass der Strom durch ein Netz durchgeleitet wird. Nach Einschätzung der Clearing-
stelle EEG läge in einer Durchleitung des Stroms aber gerade ein Verstoß gegen die
Pflicht, den Strom zur Verfügung zu stellen, so dass diese Voraussetzung nicht lo-
gisch erscheint. Die Clearingstelle EEG regt daher an, die Regelung zu ändern.
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Zu § 17 Abs. 1 Nr. 4 RefE: Nach § 17 Abs. 1 Nr. 4 RefE soll sich der Vergütungsan-20
spruch auf den Referenzmarktwert verringern, solange Anlagenbetreiberinnen und
-betreiber gegen § 16 Abs. 3 RefE verstoßen. Ein solcher Verstoß kann nur darin
liegen, dass der Strom dem Netzbetreiber entgegen der Pflicht des § 16 Abs. 3 RefE
nicht zur Verfügung gestellt wurde. Die Anwendung der Regelung hätte damit zur
Folge, dass für nicht überlassenen Strom eine Vergütung gezahlt wird. Diese Rechts-
folge sollte überdacht werden.

Zu § 17 Abs. 2 Satz 1 RefE: § 17 Abs. 2 Satz 1 RefE sieht vor, dass sich der Vergü-21
tungsanspruch verringert, wenn Anlagenbetreiberinnen und -betreiber „nach“ Been-
digung einer Direktvermarktung dem Netzbetreiber den Wechsel nicht nach Maß-
gabe des § 33d Abs. 2 RefE mitgeteilt haben. § 33d Abs. 2 RefE sieht jedoch eine Mit-
teilung „vor“ dem Wechsel vor. Die Clearingstelle EEG regt daher zur Vermeidung
von Unklarheiten an, anstelle von „nach“ das Wort „die“ zu verwenden.

2.1.3 Zu Nr. 25

Zu § 19 Abs. 1 Nr. 1 RefE: Gemäß § 19 Abs. 1 Nr. 2 RefE gelten mehrere Anla-22
gen zum Zwecke der Ermittlung der Vergütung für den jeweils zuletzt in Betrieb
gesetzten Generator als eine Anlage, wenn sie Strom aus gleichartigen Erneuerba-
ren Energien erzeugen. Da „Grubengas“ keine Erneuerbare Energie ist (vgl. u. a. § 3
Nr. 1 EEG 2009 und § 3 Nr. 5 RefE), wurde unter dem EEG 2009 in der Literatur
diskutiert, ob auch mehrere Anlagen, die Grubengas einsetzen, zum Zweck der Er-
mittlung der Vergütung für den jeweils zuletzt in Betrieb gesetzten Generator als
eine Anlage gelten. Aus der nun vorgesehenen Erwähnung von „Grubengas“ in 19
Abs. 2 Satz 1 RefE ist zu schließen, dass die Aufnahme auch in § 19 Abs. 1 Nr. 2 RefE
bewusst unterlassen wurde und der RefE eine Zusammenfassung zum Zwecke der
Ermittlung der Vergütung nicht bei Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Gru-
bengas vornehmen will. Anderenfalls regt die Clearingstelle EEG an, im § 19 Abs. 1
Nr. 2 RefE eine Bezugnahme auf Grubengas zu ergänzen.
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2.2 Übergangsbestimmungen

2.2.1 Zu Nr. 39

Zu § 64a: Durch den Fortfall des § 66 Abs. 2 EEG 2009 wäre das Verhältnis zwi-23
schen der bestehenden Biomasseverordnung vom 21. Juni 2001 und der neu zu erlas-
senden Verordnung gem. § 64a RefE ungeklärt. Die Clearingstelle EEG empfiehlt in-
soweit, ggf. eine dem § 66 Abs. 2 EEG 2009 entsprechende Regelung in das EEG 2012
aufzunehmen.

Zu § 66 Abs. 1 Nr. 5 Satz 2: § 66 Abs. 1 Nr. 5 RefE enthält in Satz 2 eine Regelung,24
die nicht aus sich selbst heraus erkennen lässt, warum ihre Geltung auf Bestandsan-
lagen beschränkt ist. Dies dürfte nach Einschätzung der Clearingstelle EEG erheb-
lichen Klärungsbedarf bei Betreiberinnen und Betreibern neuer Wasserkraftanlagen
bezüglich einer möglichen analogen Anwendbarkeit der Regelung hervorrufen, da
bereits in der Vergangenheit ähnliche Konstellationen einen solchen Bedarf seitens
der Anlagenbetreiberinnen und -betreiber hervorgerufen haben.8

Zu § 66 Abs. 5: Nach § 66 Abs. 5 RefE soll § 27 Abs. 4 Nr. 1 RefE keine Anwen-25
dung finden, soweit das Biogas in „Anlagen zur Erzeugung von Biogas“ hergestellt
wurde, die bereits vor dem 1. Januar 2012 Biogas erzeugt haben. Für Stromerzeu-
gungsanlagen, die vor dem 1. Januar 2012 in Betrieb genommen wurden, ergibt sich
die Nichtanwendbarkeit der Neuregelung bereits aus § 66 Abs. 1 RefE, folglich ist
der Anwendungsbereich der Norm auf Neuanlagen beschränkt. Ggf. sollte dies im
Wortlaut zum Ausdruck kommen, um Missverständnisse zu vermeiden. Zudem soll-
te ggf. im Wortlaut klargestellt werden, dass mit „Anlagen zur Erzeugung von Bio-
gas“ – wie in der Begründung zum RefE ausgeführt – Fermenter gemeint sind.

Zu § 66 Abs. 8: Zur der durch die Regelung aufgeworfenen Frage nach dem Ver-26
hältnis zum EnWG vgl. Rn. 48. Daneben sollte statt der „Nummer 2“ des § 61
Abs. 1c RefE zur Vermeidung von Missverständnissen wohl „Nummer 3“ in Bezug
genommen werden.
8Vgl. Hinweis der Clearingstelle EEG v. 07.12.2009 – 2009/7, abrufbar unter http://www.
clearingstelle-eeg.de/hinwv/2009/7 sowie Hinweis der Clearingstelle EEG v. 26.04.2010 – 2009/28,
abrufbar unter http://www.clearingstelle-eeg.de/hinwv/2009/28.
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2.3 Netzintegration, Netzanschluss und -ausbau, Einspeisemana-
gement

2.3.1 Zu Nr. 6

Zu § 5 Abs. 1 RefE: Die Netzanschlussregelung in § 5 Abs. 1 Satz 2 RefE für sog.27
Kleinanlagen wird redaktionell an die Begriffsbestimmung „installierte Leistung“ in
§ 3 Nr. 6 RefE angepasst.

In Bezug auf die Ermittlung des richtigen Netzverknüpfungspunktes weist die Clea-28
ringstelle EEG informatorisch darauf hin, dass zur Auslegung des § 5 Abs. 1
EEG 20099 das Empfehlungsverfahren 2011/110 anhängig ist.

2.3.2 Zu Nr. 7

Zu § 6 Abs. 2 Nr. 2 b RefE: Die Vorschrift nimmt Bezug auf die Wirkleistungs-29
einspeisung und „installierte Leistung“. Zum Verständnis des Begriffes „installierte
Leistung“ siehe ab Rn. 10 zu Nr. 4 f zu § 3 Nr. 6 RefE.

Nicht definiert ist der Begriff der „Wirkleistungseinspeisung“. Die Clearingstelle30
EEG regt daher die Präzisierung an, ob es sich dabei um die hinter dem Wechsel-
richter anliegende Leistung oder gegebenenfalls hinter dem Transformator anliegen-
de Leistung handelt, um Rechtsunsicherheiten vorzubeugen.

Zu § 6 Abs. 3 RefE: Gemäß § 6 Abs. 3 RefE sollen mehrere Anlagen zur Erzeu-31
gung von Strom aus solarer Strahlungsenergie ausschließlich für die Zwecke der
Abs. 1 und 2 RefE unter bestimmten Voraussetzungen, die augenscheinlich in An-
lehnung an § 19 Abs. 1 Nr. 1 und 4 EEG 2009 formuliert sind, als eine Anlage gelten.

Diese Regelung dürfte erheblichen Klärungsbedarf evozieren:32

• Während die Anwendung von § 19 Abs. 1 EEG 2009 auf Anlagen zur Erzeu-
gung von Strom aus allen anderen Energieträgern aufgrund der Empfehlung
2008/4911 vollständig streitfrei wurde, besteht nach wie vor erheblicher und

9Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) v. 25.10.2008
(BGBl. I S. 2074), in der geänderten Fassung v. 11.08.2010 (BGBl. I S. 1170), im Folgenden EEG 2009.

10Der Verfahrensstand des Empfehlungsverfahrens ist abrufbar unter: http://www.clearingstelle-
eeg.de/empfv/2011/1.

11Clearingstelle EEG, Empfehlung v. 14.04.2009, – 2008/49, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/empfv/2008/49.
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nur im Einzelfall zu befriedigender Klärungsbedarf bei der Anwendung von
§ 19 Abs. 1 EEG 2009 auf Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strah-
lungsenergie an oder auf Gebäuden, da sich das Abstellen auf dasselbe Grund-
stück oder die sonstige unmittelbare räumliche Nähe bei Gebäude-PV-Anlagen
als komplex und nur durch Einzelfallbetrachtung klärbar herausgestellt hat.
§ 6 Abs. 3 RefE dürfte somit zu erheblichem Klärungsbedarf führen, zumal
nicht „lediglich“ – wie bzgl. § 19 Abs. 1 EEG 2009 – die konkrete Vergütungs-
höhe, sondern die Verpflichtung zum Einbau der in § 6 Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 2
Buchst. a) RefE genannten Einrichtungen von der Klärung abhängt, wann die
Voraussetzung von § 6 Abs. 3 Nr. 1 RefE erfüllt ist. Die Clearingstelle EEG
regt daher an, einen eindeutigen Anknüpfungspunkt für die Anlagenzusam-
menfassung gem. § 6 Abs. 3 Halbsatz 1 RefE zu wählen. Hierfür kommt bei-
spielsweise – in Anlehnung an § 6 Abs. 2 Nr. 2 b) RefE – derselbe Verknüp-
fungspunkt in Betracht.

• Eine Rechtsfolge von § 6 Abs. 3 RefE kann – je nach konkreter Fallgestaltung
– sein, dass die Anlagen mehrerer, voneinander unabhängiger Betreiberinnen
bzw. Betreiber von Strom aus solarer Strahlungsenergie im Sinne der Abs. 2
RefE zusammengefasst werden. Für diesen Fall trifft § 6 RefE keine Aussa-
ge darüber, welcher Betreiberin bzw. welchem Betreiber die Ausstattung der
Anlagen i. S. d. § 6 Abs. 2 RefE in organisatorischer und finanzieller Hinsicht
obliegt. Auch ist nicht sichergestellt, dass insbesondere im Falle des Anlagenzu-
baus die betroffenen Betreiberinnen und Betreiber überhaupt rechtzeitig von
der Erreichung einer der in Abs. 2 RefE genannten Leistungsschwellen Kennt-
nis erlangen und entsprechende Vorkehrungen treffen können – bspw. in dem
Fall, dass ein Anlagenbetreiber eine PV-Anlage mit 25 kWp betreibt und ein
weiterer Anlagenbetreiber eine PV-Anlage mit 40 kWp auf demselben Grund-
stück oder sonst in unmittelbarer räumlicher Nähe zubaut, ohne dass es hier-
über eine Verständigung zwischen den Anlagenbetreibern gegeben hat, bzw.
ohne dass den Anlagenbetreibern bewusst ist, dass sich ihre Anlagen „in unmit-
telbarer räumlicher Nähe“ i. S. d. § 6 Abs. 3 RefE befinden. Die Clearingstelle
EEG regt daher entsprechende Regelungen an.

Ergänzend weist die Clearingstelle EEG darauf hin, dass aus § 6 Abs. 3 RefE folgt,33
dass bspw. zwei ansonsten identische PV-Installationen mit einer installierten Leis-
tung von 120 kWp unterschiedlich behandelt werden, wenn in dem einen Fall zwei
Teilinstallationen zu je 60 kWp vorliegen, die im Abstand von mehr als zwölf Ka-
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lendermonaten in Betrieb genommen worden sind, und in dem anderen Fall eine
Installation vorliegt, deren Module gleichzeitig in Betrieb genommen worden sind.

Zu § 6 Abs. 6 RefE: § 6 Abs. 6 RefE regelt die Rechtsfolgen von Verstößen ge-34
gen § 6 Abs. 1, 2, 4 und 5 RefE. § 6 Abs. 6 RefE enthält Verminderungsgründe bzgl.
des Anspruchs auf die Grundvergütung nach § 16 RefE bzw. Ausschlussgründe für
den Anspruch auf Abnahme nach § 8 Abs. 1 RefE und für den Anspruch nach
§ 4 Abs. 3 KWKG. Voraussetzungen für das Bestehenbleiben der Ansprüche nach
§ 16 RefE, § 8 RefE und § 4 Abs. 3 KWKG ist die Ausstattung mit einer techni-
schen Einrichtung zur Einspeisereduzierung. Weil indes weder § 8 RefE noch § 4
Abs. 3 KWKG auf das Vorliegen dieser Voraussetzung für das Entstehen oder den
Wegfall der dort geregelten Ansprüche verweisen, kann dies zu Rechtsunsicherhei-
ten führen. Denn der Rechtsanwender des § 4 KWKG ist im Zweifelsfall im Unkla-
ren darüber, dass er die Verpflichtung aus § 6 Abs. 1 RefE zu erfüllen hat, um den
Zuschlag nach dem KWKG zu erhalten und einen Netzanschlussanspruch nach dem
KWKG geltend machen zu können.

Zur Vermeidung von Rechtsunsicherheiten regt die Clearingstelle EEG daher an,35
auch bei § 8 RefE auf § 6 Abs. 6 RefE zu verweisen und somit § 8 RefE zu vervoll-
ständigen, zumal § 8 Abs. 3 RefE systematisch ebenso einen Anspruchsausschluss
normiert.

2.3.3 Zu Nr. 8b

Zu § 8 Abs. 3 RefE: Die Clearingstelle EEG regt die Aufnahme des Anwendungs-36
ausschlusses aus § 6 Abs. 6 Satz 2 RefE (vgl. oben Rn. 34 ff.) zur Vollständigkeit der
Norm und zur Vermeidung von Rechtsunsicherheiten an.

2.3.4 Zu Nr. 9

Zu § 9 Abs. 1 Satz 2 RefE: Die Pflicht zur Erweiterung der Netzkapazität in § 937
Abs. 1 Satz 1 RefE wird durch den neuen Satz 2 RefE ausgeweitet. Hiernach räumt
der Gesetzgeber Anlagenbetreiberinnen und -betreibern den Anspruch nach Satz 1
auch gegenüber Netzbetreibern ein, an deren Netz die Anlagen nicht unmittelbar
angeschlossen sind.
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Unklar ist hierbei, ob der „unmittelbare“ Anschluss mit dem Anschluss nach § 538
RefE gleichzusetzen ist. Ferner besteht Klärungsbedarf, was unter „nicht unmittel-
bar angeschlossen“ zu verstehen ist.

Satz 2 greift das Vorliegen eines „nicht unmittelbaren“ Anschlusses auf, während Satz39
1 Einspeisewillige als Anspruchsberechtigte normiert. Daraus könnte gefolgert wer-
den, dass nach Satz 1 bereits Einspeisewillige ohne einen Anschluss vom Netzbetrei-
ber verlangen können, der Verpflichtung aus Abs. 1 Satz 1 nachzukommen, während
nach Satz 2 Betreiberinnen und Betreiber bereits angeschlossener Anlagen – jedoch
nicht schon Einspeisewillige – einen solchen Anspruch geltend machen können. Die
Clearingstelle EEG regt an, dies klarzustellen.

2.3.5 Zu Nr. 10

Zu § 11 Abs. 1 RefE: Der Eingangssatz berechtigt Netzbetreiber zum Einspeise-40
management gegenüber „unmittelbar oder mittelbar angeschlossene Anlagen und
KWK-Anlagen“.

Zunächst sei insofern auf die Ausführungen unter 2.3.4 verwiesen.41

Ungeklärt ist des Weiteren die Reihenfolge des Einspeisemanagementes innerhalb42
derselben Anlagenart. Ebenso, ob es in dem Fall, dass der Netzbetreiber berechtigt
ist, auch Anlagen zu regeln, die nicht unmittelbar an sein Netz angeschlossen sind,
ein Rangverhältnis zwischen den Anlagen im eigenen Netz und denen in einem an-
deren Netz gibt. Dies kann zu Unsicherheiten führen.

Zu § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 RefE: § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 RefE als eine Teilvoraus-43
setzung der Regelungsbefugnis greift den Begriff „Netzengpass“ auf. Der Eingangs-
satz zu § 11 Abs. 1 RefE bestimmt, dass eine Regelungsbefugnis bei „Netzüberlas-
tung“ besteht. Die Clearingstelle EEG regt eine Konkretisierung dahingehend an,
ob ein Unterschied zwischen „Netzüberlastung“ und „Netzengpass“ besteht. In die-
sem Zusammenhang weist die Clearingstelle EEG darauf hin, dass der bisherige § 11
EEG 2009 den Begriff „Netzüberlastung“ verwendet und §§ 13 und 14 EnWG einen
Eingriff bzw. Regelung erlauben, wenn eine „Gefährdung“ oder „Störung“ vorliegt.

Auch regt die Clearingstelle EEG an, am Ende des § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 RefE das44
Wort „bestünde“ durch „entstünde“ zu ersetzen, da das Wort „bestünde“ eher auf
einen dauerhaften Zustand hindeutet.
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Zu § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 RefE: Die Vorschrift konkretisiert nicht, welche „An-45
lagen zur Stromerzeugung am Netz bleiben müssen“. Dies könnte nach Auffassung
der Clearingstelle EEG Klärungsbedarf dahingehend hervorrufen, welche Anlagen
netztechnisch für die Systemstabilität erforderlich sind, solange und soweit die Bun-
desnetzagentur gemäß § 61 Abs. 1c Nr. 2 RefE ihre Festlegungskompetenz i. S. d.
§ 29 EnWG nicht ausgeschöpft hat.

Zu § 11 Abs. 1 Satz 2 RefE: Die Clearingstelle EEG regt an, hinter dem Wortbe-46
standteil „§ 6 Abs. 2“ „Nr. 1 und Nr. 2a“ zu ergänzen, weil nur die PV-Anlagen nach
§ 6 Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 2a RefE über eine ferngesteuerte Einrichtung zur Reduzie-
rung verfügen und daher nur diese dem Einspeisemanagement unterfallen.

Zu § 11 Abs. 2 RefE: Gemäß § 11 Abs. 2 RefE hat die Unterrichtungspflicht „spä-47
testens am Vortag“ zu erfolgen. Hinsichtlich dieser Unterrichtungspflicht ist frag-
lich, welche Folge sich aus einer Pflichtverletzung ergibt.

Zu Nr. 10 und 17 – § 66 Abs. 8 RefE i. V. m. § 11 Abs. 1 RefE: § 66 Abs. 8 RefE48
bestimmt, dass PV-Anlagen des § 6 Abs. 2 i. V. m. Abs. 3 RefE erst dann dem Ein-
speisemanagement unterworfen sind, wenn die Bundesnetzagentur (BNetzA) Fest-
legungen gemäß § 29 EnWG i. V. m. § 61 Abs. 1c Nr. 3 RefE getroffen hat, wie die
betroffenen Anlagen zu entschädigen sind (Festlegung eines Berechnungsverfahrens
für die Entschädigung nach § 12 Abs. 1 RefE/pauschaliertes Verfahren zur Ermitt-
lung der entgangenen Einnahmen).

§ 66 Abs. 8 RefE wirft daher die Frage auf, ob eine Regelung von PV-Anlagen, solan-49
ge die BNetzA ihre Festlegungskompetenz noch nicht wahrgenommen hat, im Falle
drohender Netzengpässe generell ausgeschlossen ist oder ob §§ 13 oder 14 EnWG
unmittelbar angewendet werden sollen.

Weil § 66 Abs. 8 RefE eine Anwendungsvoraussetzung zur Regelungsbefugnis nach50
§ 11 Abs. 1 RefE darstellt, könnte es aus systematischen Gründen sinnvoll sein, die-
se Vorschrift bei § 11 RefE zu integrieren oder in anderer Art und Weise mit den
Vorschriften des Abschnittes „Kapazitätserweiterung und Einspeisemanagement“ (2.
Abschnitt des 2. Teils) zusammenzuführen.
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2.3.6 Zu Nr. 12

Zu § 15 Abs. 1 RefE: Der Begriff der „wirtschaftlichen Angemessenheit“ kann als51
unbestimmter Rechtsbegriff zu Klärungsbedarf führen.

Die Clearingstelle EEG regt an, jedenfalls zu prüfen, ob der Begriff „wirtschaftlich52
angemessen“ mit den Regelungen des EnWG harmoniert, da der regelnde und ent-
schädigungspflichtige Netzbetreiber die Kosten einer vertraglichen Entschädigung
gemäß §§ 8 Abs. 3 i. V. m. 15 Abs. 1 RefE nur über die Netzentgelte umwälzen kann,
sofern der Vertrag wirtschaftlich sinnvoll ist. Die Kosten müssen sich im Zweifelsfall
an den Vorgaben des EnWG, der StromNEV und ARegV messen lassen. Möglicher-
weise bedarf die Regelung daher diesbezüglich einer Klarstellung.

2.4 Marktintegration

2.4.1 Zu Nr. 14

Zu § 16 Abs. 2 RefE: Die gegenwärtige Ausgestaltung der Vorschrift wirft die Fra-53
ge auf, wie der Strom bei der Speicherung unterschiedlicher Ausgangsenergien in
einer Speicheranlage12 zu vergüten ist. Denn bei der Ausspeicherung ist ggf. nicht
feststellbar, ob bei der Einspeicherung Strom aus beispielsweise Windenergie genutzt
wurde oder eine andere Erneuerbare Energie, z. B. Solarenergie. Dies ist relevant,
da der durch Ausspeicherung gewonnene Strom gem. § 16 Abs. 2 Satz 3 RefE mit
der Ursprungsvergütung zu vergüten ist. Daher erwartet die Clearingstelle EEG bei
Fortbestehen des gegenwärtigen Wortlauts hier nicht unerheblichen Klärungsbedarf.

2.4.2 Zu Nr. 18

Zu § 33g Abs. 2 Satz 3 RefE: Zur Problematik des Begriffs des „Abschlags“ vgl.54
Rn. 14.

Zu §§ 33g Abs. 3, 33f Abs. 3 RefE: In Abs. 3 Satz 2 des § 33g RefE sowie sinnge-55
mäß in § 33f Abs. 3 RefE wird angeordnet, dass „Satz 1 . . . für den Kalendermonat,
für den keine Mitteilung vorliegt, und für die ersten drei Monate, in denen danach
12Etwa als Speichergas i. S. d. § 3 Nr. 9a RefE bzw. sog. EE-Gas aus einerseits Windenergie und

andererseits Solarenergie, vgl. Seite „Windgas“, in: Wikipedia, Die freie Enzyklopädie, Be-
arbeitungsstand: 16.05.2011, 16:01 UTC, abrufbar unter http://de.wikipedia.org/w/index.php?
title=Windgas&oldid=88910727, zuletzt abgerufen am 22.05.2011, 13:10 UTC.
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der Anspruch nach Abs. 1 wieder geltend gemacht wird“, gelten soll. Aus der Bezug-
nahme auf die fehlende Mitteilung könnte gefolgert werden, dass die Begrenzung des
Fortfalls der Marktprämie auf den fraglichen Monat zuzüglich der drei Folgemonate
nur in den Fällen des § 33g Abs. 3 Nr. 2 RefE gelten und im Übrigen, z. B. in den
Fällen des Verstoßes gegen die Vorschriften des § 33c Abs. 1 und 2, die Marktprä-
mie endgültig entfallen soll. Dieses sollte zutreffendenfalls im Interesse der Klarheit
und Verständlichkeit und der einfachen Gesetzesanwendung explizit im Wortlaut
erwähnt werden.

Zu § 33h Abs. 1 RefE: Der Begriff der „zusätzlich installierten Leistung“ scheint56
nicht hinreichend konkretisiert, er lässt sich weder aus § 3 RefE noch aus § 33h RefE
oder der Anlage 5 zum RefE näher bestimmen. Insofern erwartet die Clearingstelle
EEG bei Fortbestehen des gegenwärtigen Wortlauts nicht unerheblichen Klärungs-
bedarf.

Zu § 33h Abs. 3 RefE: Zur Problematik „zusätzliche installierte Leistung“ in Satz57
2 vgl. Rn. 56. Zur Problematik des Begriffs des „Abschlags“ in Satz 3 vgl. Rn. 14.

2.4.3 Zu Nr. 19

Zu § 35 Abs. 3 RefE: Zur Problematik des Begriffs des „Abschlags“ in Satz 2 vgl.58
Rn. 14.

Zu § 35 Abs. 4 RefE: Hinsichtlich der in § 35 Abs. 4 RefE vorgesehenen Rückfor-59
derungspflicht bleibt fraglich, welche Folge sich aus der Verletzung dieser Pflicht
ergibt.

Weiterhin ist in § 35 Abs. 4 Satz 3 fraglich, ob die Regelung auch solche Verträge60
erfasst, die lediglich den Inhalt der §§ 16 bis 18 RefE bezüglich der Vergütung ver-
traglich aufnehmen, was in Einspeiseverträgen typischerweise der Fall ist. Anlagen-
betreiberinnen und -betreiber könnten dann einer Rückforderung des zuständigen
Netzbetreibers ggf. mit dem Verweis auf die vertragliche Grundlage der Zahlungs-
pflicht entgegentreten.

Zu § 37 Abs. 1 RefE: Im Falle einer gemeinsamen Vermarktung des Stroms nach61
§ 37 Abs. 1 RefE stellt sich die Frage, ob es dennoch bei der in § 36 Abs. 3 RefE
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geregelten Pflicht der Übertragungsnetzbetreiber bleiben soll, die abgenommenen
Strommengen untereinander auszugleichen. Ggf. wäre für diesen Fall eine Ausnah-
me vorzusehen.

Zu § 37 Abs. 2 RefE: § 37 Abs. 2 bestimmt, dass die Übertragungsnetzbetreiber62
„anteilig zu dem . . . gelieferten Strom die Kosten . . . verlangen“. Zur Vermeidung
von Missverständnissen könnte hier alternativ eine Formulierung gewählt werden,
die betont, dass sich das Verlangen auf eine Erstattung der Kosten beziehen soll und
dieser Erstattungsanspruch in Abhängigkeit von bzw. im Verhältnis zu der von den
Elektrizitätsversorgungsunternehmen gelieferten Strommenge zu bemessen ist.

Zur Problematik des Begriffs des „Abschlags“ in Satz 2 vgl. Rn. 14.63

Zu § 37 Abs. 3 RefE: In § 37 Abs. 3 Nr. 1 RefE ist fraglich, ob der Nr. 1 der Vor-64
schrift angesichts der eher weiten Definition des Elektrizitätsversorgungsunterneh-
mens in § 3 Nr. 2d RefE noch ein eigenständiger Anwendungsbereich zu eigen ist.

Zu § 39 Abs. 1 RefE: In § 39 Abs. 1 Nr. 1 wird „Satz 1“ in Bezug genommen; hier65
müsste anstelle von „Satz 1“ wohl „Halbsatz 1“ eingefügt werden, um Missverständ-
nisse zu vermeiden.

Zu § 39 Abs. 2 RefE: In § 39 Abs. 2 Nr. 1 RefE wird festgelegt, dass nur derjenige66
Strom angerechnet werden darf, auf den bestimmte, sodann ausgeführte besondere
Bedingungen zutreffen. Bei einer Reihe dieser Bedingungen kann das Elektrizitäts-
versorgungsunternehmen deren Einhaltung indes nicht selbst sicherstellen, sondern
ist auf die Angaben der zuliefernden Anlagenbetreiberinnen und -betreiber angewie-
sen. Dies stellt das Elektrizitätsversorgungsunternehmen ggf. vor erhebliche Proble-
me bei der praktischen Umsetzung dieser Vorschrift bzw. kann im Falle des Not-
wendigwerdens einer nachträglichen Korrektur nach Auffassung der Clearingstelle
EEG erheblichen Klärungsbedarf bezüglich der Rechtsfolgen hervorrufen.

2.4.4 Zu Nr. 32

Zu § 56 Abs. 1 RefE Im Gegensatz zum RefE im Übrigen wird in dieser Vorschrift67
der Begriff „Gasnetz“ statt „Erdgasnetz“ verwendet. Fraglich ist, ob hiermit ein Be-
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deutungsunterschied intendiert ist. Zum Begriff des Erdgasnetzes vgl. im Übrigen
Rn. 1.

Zu § 56 Abs 2b RefE: In § 56 Abs. 2b RefE wird nicht hinreichend klar, welche68
Fristen und Verfahren zur Erstellung des Bilanz- oder Unterbilanzkreises zur Bilan-
zierung der Anlage einzuhalten sind. Dies könnte nach Auffassung der Clearingstelle
EEG nicht unerheblichen Klärungsbedarf hervorrufen, solange und soweit die Bun-
desnetzagentur ihre Rechte aus § 61 Abs. 1c Nr. 10 und 11 nicht wahrgenommen
hat.

2.4.5 Zu Art. 2 Nr. 6

Zu § 7 RefE: Im neugefassten § 7 der Ausgleichsmechanismusverordnung i. d. F.69
des RefE13 wird in jeweils Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 auf § 3 Abs. 2 Nr. 1 bis 5 und
Abs. 3 Nr. 1 bis 7 verwiesen. Gemäß der Neufassung des § 3 AusglMechV-RefE in
Art. 2 Nr. 3 sollte hier „§ 3 Abs. 3 Nr. 1 bis 5“ bzw. „Abs. 4 Nr. 1 bis 7“ formuliert
werden, um Missverständnisse zu vermeiden.

2.4.6 Zu Art. 2 Nr. 8:

Zu § 10 RefE: Der in der Neufassung des § 10 AusglMechV-RefE in Bezug genom-70
mene § 7 Abs. 3 existiert gemäß der Neufassung des § 7 AusglMechV-RefE in Art. 2
Nr. 6 RefE nicht. Hier müsste anstelle von „Abs. 3“ wohl „Abs. 2“ eingefügt werden,
um Missverständnisse zu vermeiden.

2.5 Solare Strahlungsenergie

2.5.1 Zu Nr. 17

Zu § 32 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 RefE: Die bebauungsplanabhängigen Tatbestän-71
de verlangen nach wie vor, dass die Anlage „im Geltungsbereich eines Bebauungs-
plans i. S. d. § 30 BauGB errichtet worden ist“. Bei der Clearingstelle EEG sind ge-
genwärtig mehrere Anfragen sowie ein Votumsverfahren dazu anhängig, ob auch
eine PV-Installation, die auf der Grundlage einer Genehmigung nach § 33 BauGB
13Im Folgenden „AusglMechV-RefE“.
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und damit vor dem Inkrafttreten des Bebauungsplans errichtet wurde, ab Errich-
tung, ab Inkrafttreten des Bebauungsplans oder gar nicht „im Geltungsbereich eines
Bebauungsplans errichtet worden ist“.

Zu § 32 Abs. 1 Nr. 3b) RefE: Die Regelung in § 32 Abs. 1 Nr. 3b) RefE könnte72
Unsicherheiten hinsichtlich der Frage entstehen lassen, ob die planerische Festset-
zung als Gewerbe- oder Industriegebiet grundsätzlich bestehen bleiben muss und
nur dahingehend geändert werden darf, dass auch PV-Installationen im Gewerbe-
oder Industriegebiet zulässig sind, oder ob auch die Baugebietsfestsetzung als solche
geändert werden kann, z. B. in ein Sondergebiet PV gemäß § 11 BauNVO. Abhil-
fe schaffen könnte, wenn die Worte „als Gewerbe- oder Industriegebiet“ nach dem
Begriff „Festsetzungen“ im letzten Halbsatz gestrichen würden.

Zu § 32 Abs. 1 Nr. 3c) RefE: In § 32 Abs. 1 Nr. 3c) RefE sind Anlagen längs von73
Autobahnen oder Schienenwegen geregelt. Die Clearingstelle EEG merkt hierzu an,
dass bereits unter der bislang geltenden Regelung eine Reihe von Anfragen dazu ein-
gegangen sind, wie die Begriffe „Autobahnen“ und „Schienenwege“ auszulegen sind.
Insbesondere ist fraglich, ob Autobahnen nur solche i. S. d. Bundesfernstraßengeset-
zes, also Bundesautobahnen sind. Die Clearingstelle EEG wird zu der bisherigen
Regelung im Laufe dieses Kalenderjahres ein Hinweisverfahren durchführen.

Zu § 32 Abs. 2 Nr. 2a) RefE: In § 32 Abs. 2 Nr. 2a) RefE ist ein Vergütungsaus-74
schluss vorgesehen, wenn die Konversionsflächen im Zeitpunkt des Beschlusses über
die Aufstellung oder Änderung des Bebauungsplans als Naturschutzgebiet oder Na-
tionalpark i. S. d. §§ 23 f. BNatSchG „rechtsverbindlich festgesetzt worden sind“. Der
Begriff „rechtsverbindlich“ könnte die Frage aufwerfen, welcher Verfahrensstand
hier gemeint ist, inwieweit dieses Kriterium nachzuweisen bzw. vom Netzbetreiber
zu prüfen ist und ob insoweit eine bewusste Unterscheidung zu § 32 Abs. 1 Nr. 3b)
RefE beabsichtigt ist, in dem lediglich eine „Festsetzung“ ohne Attribut genannt ist.
Die Clearingstelle EEG regt daher eine Änderung der Regelung und ggf. Vereinheit-
lichung mit § 32 Abs. 1 Nr. 3b) RefE an.

Zu § 33 Abs. 1 RefE: § 33 Abs. 1 RefE sieht vor, dass bei Fotovoltaikanlagen –75
wie bislang auch – die installierte Leistung für die Vergütungsberechnung maßgeb-
lich ist. § 18 Abs. 1 und § 3 Nr. 2a RefE wiederum fassen die bislang in § 18 Abs. 1
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und 2 EEG 2009 enthaltenen Berechnungsvorschriften zusammen und beziehen die-
se ausschließlich auf Anlagen, die in Abhängigkeit von der Bemessungsleistung vergü-
tet werden. Es fehlt damit bei der im RefE vorgesehenen Regelungsstruktur an einer
Vorschrift, die für Fotovoltaikanlagen i. S. v. § 33 Abs. 1 RefE die anteilige Anwen-
dung der Vergütungsschwellen (gleitende Vergütung) anordnet. Die Clearingstelle
EEG regt daher an, hierzu eine Regelung zu treffen.

Zu § 33 Abs. 2 RefE: Hinsichtlich der neuen Definition des Elektrizitätsversor-76
gungsunternehmens in § 3 Nr. 2d RefE und den neuen Regelungen zur EEG-Umlage
könnte hinsichtlich der Frage Unsicherheit entstehen, ob und ggf. unter welchen
Voraussetzungen im Falle eines Eigenverbrauchs Dritter in unmittelbarer räumli-
cher Nähe nach § 33 Abs. 2 die Anlagenbetreiberin bzw. der Anlagenbetreiber zum
Elektrizitätsversorgungsunternehmen wird und deshalb im Umfang des von dem
Dritten verbrauchten Stroms mit der – allerdings nach § 39 RefE wohl verringer-
ten – EEG-Umlage belastet wird. Die Clearingstelle EEG regt insoweit eine klare
Regelung an.

Andere Anwendungsfragen, die sich zu der bisherigen Regelung ergeben haben, sind77
Gegenstand des noch laufenden Empfehlungsverfahrens 2011/2 der Clearingstelle
EEG.14

2.6 Biomasse

2.6.1 Zu Nr. 17

Zu § 27 Abs. 3 Nr. 1 RefE: Nach § 27 Abs. 3 Nr. 1 RefE besteht der Vergütungs-78
anspruch nur, wenn mindestens

„60 Prozent des in dem jeweiligen Kalenderjahr in der Anlage erzeug-
ten Stroms in Kraft-Wärme-Kopplung nach Maßgabe der Anlage 2 zu
diesem Gesetz erzeugt wird, wobei die Wärme in Höhe von 25 Prozent-
punkten des in Kraft-Wärme-Kopplung erzeugten Stroms zur Beheizung des
Fermenters angerechnet wird . . . “15

14Den Eröffnungsbeschluss und die eingegangenen Stellungnahmen zu diesem Verfahren sind abruf-
bar unter http://www.clearingstelle-eeg.de/empfv/2011/2.

15Hervorhebung nicht im Original.
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Die gewählte Formulierung ist geeignet, Unsicherheiten in der Umsetzung zu er-79
zeugen, da nicht ohne Weiteres nachvollziehbar ist, inwiefern eine bestimmte Wär-
memenge (25 Prozentpunkte) auf den in KWK erzeugten Strom anzurechnen ist.
Der Wortlaut stellt die Anforderung auf, 60 Prozent des Stroms in KWK zu erzeu-
gen, während die diesbezüglich detaillierte Begründung zu § 27 Abs. 3 RefE auf „das
Erfordernis von 60 Prozent Wärmenutzung“ auf die „nach Deckung des prozessin-
ternen Wärmebedarfs nutzbare Wärme“ (S.126) abstellt. Gemäß der Begründung
zu Anlage 2 ist eine „Mindestwärmenutzung von 60 Prozent beziehungsweise 35
Prozent zuzüglich des anzurechnenden Fermenter-Wärmebedarfs von 25 Prozent
nachzuweisen.“ (S.170).

Die Formulierung ließe sich aus Sicht der Clearingstelle EEG dahingehend präzi-80
sieren, dass 25 Prozentpunkte der im KWK-Prozess entstehenden Nutzwärme zur
Beheizung des Fermenters angerechnet werden darf.

Zu § 27 Abs. 4 RefE: Nach § 27 Abs. 4 RefE besteht der Vergütungsanspruch nach81
den Absätzen 1 und 2 des § 27 RefE nur, wenn die Anlagenbetreiberin oder der
Anlagenbetreiber durch ein Einsatzstoff-Tagebuch den Nachweis führt, welche Bio-
masse eingesetzt wird und dass keine anderen Stoffe eingesetzt werden. Es ist unklar,
wie die Anlagenbetreiberin bzw. der Anlagenbetreiber im Einsatzstofftagebuch den
Nachweis darüber führen soll, dass keine anderen Stoffe als Biomasse eingesetzt wer-
den.

Zu § 27 Abs. 4 Nr. 3 RefE: Es ist unklar, ob § 1 der Biomassestrom-Nachhaltigkeits-82
verordnung weiterhin Anwendung findet.

Zu § 27 Abs. 5 Nr. 2 RefE: § 27 Abs. 5 Nr. 2 RefE regelt nicht, in welcher Form83
die Umweltgutachterin oder der Umweltgutachter tätig sein soll. Es stellt sich die
Frage, ob beispielsweise auch eine mündliche Zusicherung der Umweltgutachterin
bzw. des Umweltgutachters ausreichend ist. Die Clearingstelle EEG regt daher, die
Handlungsform der Umweltgutachterin bzw. des Umweltgutachters zu ergänzen.

Zu § 27 Abs. 4 und 5 RefE: Gem. § 27 Abs. 4 RefE müssen Anlagenbetreiberin-84
nen und Anlagenbetreiber über Art, Menge, Einheit und Herkunft der Einsatzstoffe
nach § 27 Absätze 1 und 2 RefE durch ein Einsatzstofftagebuch Nachweis führen,
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ohne dass bestimmte Zeitintervalle oder Termine zur Nachweisführung – z. B. zur
Vorlage des Einsatzstofftagebuches – vorgegeben werden.

Eine jährliche Nachweispflicht für das Vorjahr bis zum 28. Februar sieht § 27 Abs. 585
Nr. 3 und Nr. 4 RefE für § 27 Abs. 4 Nr. 1 und Nr. 2 i. V. m. § 27 Absätze 1 und
2 RefE, nicht jedoch für den Nachweis über den Einsatz der übrigen Einsatzstoffe
gem. § 27 Abs. 4 Halbsatz 1 bis 3 i. V. m. § 27 Absätze 1 und 2 RefE vor.

Hieraus ist zu schließen, dass für alle anderen als die von § 27 Abs. 4 Nr. 1 und Nr. 286
RefE beim Einsatz in einer Biogasanlage erfassten Einsatzstoffe jedenfalls keine jähr-
liche Nachweispflicht für das Vorjahr bis zum 28. Februar gilt (so z.B., wenn in einer
(Biogas-)Anlage kein Mais oder kein Biomethan eingesetzt werden). Sollte der RefE
in diesen Fällen eine einmalige (vorbehaltlich vergütungsrelevanter Änderungen der
Einsatzstoffe, vgl. hierzu auch Rn. 137) oder eine regelmäßige, in bestimmten Zei-
tintervallen stattfindende Vorlage des Einsatzstofftagebuches verlangen wollen, regt
die Clearingstelle EEG an, dies in § 27 Abs. 4 oder 5 RefE klarzustellen.

2.6.2 Zu Nr. 17

Zu § 27b RefE: Es ist unklar – wenn auch in der Begründung näher beschrieben –87
was unter einem „Massebilanzsytem“ i. S. d. § 27b Abs. 1 RefE zu verstehen ist.

§ 27b Absätze 1 und 2 verwenden den Begriff „Erdgasnetz“, ohne diesen näher zu88
bestimmen. Die Clearingstelle EEG regt an, stattdessen den Begriff „Gasnetz“ zu
verwenden (s. hierzu bereits Rn. 1).

2.6.3 Zu Nr. 39

Zu § 64a Abs. 2 RefE: verwendet den Begriff „Erdgasnetz“, ohne diesen näher zu89
bestimmen. Die Clearingstelle EEG regt an, stattdessen den Begriff „Gasnetz“ zu
verwenden (s. hierzu bereits Rn. 1).

2.6.4 Zu Nr. 40

Zu Anlage 1 Nr. 1.d), Anlage 1 Nr. 2 RefE: Es besteht Unsicherheit darüber, ob90
der in Anlage 1 Nr. 1.d) und Anlage 1 Nr. 2 RefE ausschließliche Bezug auf Biogas
die übrigen gasförmigen Energieträger „Deponie-, Klär- und Grubengas“ ausschließt.
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Zu Anlage 1 Nr. 1 RefE: verwendet den Begriff „Erdgasnetz“, ohne diesen näher91
zu bestimmen. Die Clearingstelle EEG regt an, stattdessen den Begriff „Gasnetz“ zu
verwenden (s. hierzu bereits Rn. 1).

Zu Anlage 1 Nr. 2 Satz 2 RefE: Die Clearingstelle EEG regt an, klarzustellen,92
dass Anlage 1 Nr. 2 Satz 2 RefE für die Zwecke der Berechnung der Nennleistung
gelten soll.

2.6.5 Zu Nr. 40

Zu Anlage 2 Nr. 1.a) RefE: „Strom aus Kraft-Wärme-Kopplung“ i. S. d. Anlage 293
Nr. 1.a) RefE ist gem. § 3 Nr. 10 RefE Strom im Sinne von § 3 Abs. 4 KWKG. Die
Clearingstelle EEG weist darauf hin, dass – wie in Anfragen bei der Clearingstelle
EEG zum EEG 2004 sowie in der Literatur zum KWKG zum Ausdruck kommt –
Unsicherheit darüber besteht, inwiefern § 3 Abs. 4 KWKG und das AGFW-Arbeits-
blatt FW 308 unterschiedliche Anforderungen hinsichtlich der Bestimmung von
Strom als KWK-Strom stellen. Insbesondere bei Anlagen ohne die in § 3 Abs. 8
Satz 2 KWKG aufgeführten typischen Vorrichtungen zur Abwärmeabfuhr stellt das
AGFW-Arbeitsblatt FW 308 weitergehende Anforderungen an die Ermittlung des
in KWK erzeugten Stromanteils als § 3 Abs. 4 Satz 2 KWKG. Auch die Angabe der
Stromkennzahl (vgl. Anlage 2 Nr. 2.1 letzter Satz RefE) ist gem. § 3 Abs. 4 Satz 2
KWKG zur Ermittlung des KWK-Stromanteils nicht erforderlich. Eine Ergänzung
der Anlage 2 RefE um einen Hinweis, ob und wenn ja inwiefern der erforderliche
Nachweis i. S. d. Anlage 2 Nr. 2 RefE bei Anlagen ohne Vorrichtungen zur Abwär-
meabfuhr ggf. in reduziertem Umfang zu stellen ist, würde die Rechtsanwendung
erleichtern.

Zu Anlage 2 Nr. 1.c) RefE: Nach Anlage 2 Nr. 1.c) 1. Halbsatz RefE muss die94
Wärmenutzung nachweislich fossile Energieträger in einem mit dem Umfang der
fossilen Wärmenutzung vergleichbaren Energieäquivalent ersetzen. Zu der insoweit
gleichlautenden Formulierung im EEG 2009 liegen der Clearingstelle EEG eine Rei-
he von Anfragen vor. Inhalt dieser sind insbesondere die Fragen, ob das in der Geset-
zesbegründung zum EEG 2009 genannte Energieeffizienzkriterium von 75 % zwin-
gend und welches Referenzsystem maßgeblich ist, also insbesondere, ob ein fiktives
Ersetzen ausreicht oder ein reales Ersetzen erfolgen muss. Die Clearingstelle EEG
regt an, hierzu Regelungen zu treffen.
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Nach Anlage 2 Nr. 1.c) 2. Halbsatz RefE ist unklar, ob die Mehrkosten nur nach-95
weisbar oder tatsächlich nachgewiesen sein müssen.

Zu Anlage 2 Nr. 2.1 RefE: Anlage 2 Nr. 2.1 RefE verwendet den Begriff „Beschei-96
nigung“ eines Umweltgutachters, während Anlage 2 Nr. 2.2 RefE ein Gutachten als
Nachweis verlangt. Hierzu ausführlich unter Rn. 118.

Zu Anlage 2 Nr. 2.2 RefE: Die Clearingstelle EEG erreichen zum EEG 2004 und97
EEG 2009 eine Vielzahl von Anfragen, ob für die Messung der Wärme ein geeichter
Wärmemengenzähler erforderlich ist. Die Clearingstelle EEG weist darauf hin, dass
es Anwendungsfälle gibt, für die keine geeichten Wärmemengenzähler zur Verfü-
gung stehen; beispielsweise bei der Erfassung der in Luft-Luft-Wärmetauschern vom
Abgas an die Trocknungsluft übertragenen Wärmemenge.16

Zu Anlage 2 Nr. 3.b) RefE: In Anlage 2 Nr. 3.b) RefE könnte Unsicherheit dar-98
über entstehen, ob sich „wobei“ auf die Wärmeeinspeisung bezieht. Die Clearing-
stelle EEG regt daher eine Klarstellung an.

Zu Anlage 2 Nr. 3.e) RefE: Anlage 2 Nr. 3.e) RefE verwendet den Begriff „Ober-99
grenze“, ohne diesen näher zu bestimmen. Insbesondere besteht Unklarheit darüber,
ob es sich um eine Ausschlussgrenze oder eine Bemessungsgrenze handelt. Zudem
schlägt die Clearingstelle EEG vor, einen Zeitraum anzugeben, in dem der maximale
Energieeinsatz pro Tierplatz gelten soll.

2.6.6 Zu Art. 5 Nr. 6 RefE:

Die Clearingstelle EEG regt bei folgenden Einsatzstoffen des Art. 5 Nr. 6 eine Klar-100
stellung an, um zu erwartendem Klärungsbedarf zu begegnen:

1. Anlage 1 Nr. 25: Die Clearingstelle EEG prüft im Rahmen ihres noch in die-
sem Quartal abzuschließenden Hinweisverfahrens – 2010/16 –17, ob es sich bei
dem Klammerzusatz „mittlerer Stärkegehalt“ um eine stoffliche Beschreibung,

16Vgl. hierzu nach Verfahrensabschluss das Votums 2008/35 der Clearingstelle EEG unter
http://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2008/35.

17Hinweis nach Abschluss abrufbar unter http://www.clearingstelle-eeg.de/hinwv/2010/16.
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mit der Folge, dass weder Kartoffeln niedrigeren noch höheren Stärkegehalts
eingesetzt werden dürften, oder um eine bloß indikative Beschreibung handelt.

2. Anlage 1 Nr. 4, 25, 36, 39, 47, 48: Der Begriff „nicht zum Verzehr geeignet“
ist unklar. Insbesondere stellt sich die Frage, ob die Einsatzstoffe „nie zum
Verzehr geeignet“ waren oder „nicht mehr zum Verzehr geeignet“ sind. Dar-
über hinaus sollte eingefügt werden, ob es sich um menschlichen oder auch
tierischen Verzehr handelt.

3. Anlage 1 Nr. 42: Es ist unklar, wann Milchzuckermelasse „proteinarm“ ist.

4. Anage 1 Nr. 47 und Nr. 48: Es ist unklar, wann Quark im Sinne der Nr. 48
„frisch“ im Gegensatz zu bloßem Quark im Sinne der Nr. 47 ist.

5. Anlage 1 Nr. 63: Aus der Formulierung „kann . . . verwenden“ kann auf ein
Wahlrecht der Anlagenbetreiberin bzw. des Anlagenbetreibers geschlossen wer-
den. Es stellt sich hierbei die Frage, welche Konsequenzen es für die Anlagen-
betreiberin bzw. den Anlagenbetreiber hat, wenn sie bzw. er diesen Energieer-
trag nicht verwendet. Die Clearingstelle EEG regt daher an, eine Indikativfor-
mulierung zu wählen.

6. Anlage 1 Nr. 64 und Nr. 65: Bei der Formulierung „kann . . . bestimmen lassen“
ist unklar, von wem die Anlagenbetreiberin bzw. der Anlagenbetreiber den
Heizwert bestimmen lassen kann.

7. Anlage 2 Nr. 7: Es ist unklar, ob nunmehr nur die Hülsenfrüchte oder die
Ganzpflanze eingesetzt werden kann.

8. Anlage 2 Nr. 24 und Nr. 25: Diesbezüglich kann auf die Anmerkungen zu An-
lage 1 Nr. 63 sowie Nr. 64 und Nr. 65 RefE entsprechend verwiesen werden.

2.7 Windenergie

2.7.1 Zu Nr. 17

Zu § 29 Abs. 3 RefE: Die Clearingstelle EEG weist in Bezug auf § 29 Abs. 3 RefE101
darauf hin, dass bei der bestehenden Formulierung nicht eindeutig ist, welcher Wert
als Grundlage für die Bestimmung des Referenzertrags von 60 Prozent dienen soll
und empfiehlt eine Anpassung der Formulierung, die beispielsweise „. . . als Anlagen
mit einem Ertrag von 60 Prozent ihres Referenzertrages“ lauten könnte.
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Zu § 30 Abs. 1 Nr. 2 RefE: Bei Fortbestehen der gegenwärtigen Formulierung er-102
wartet die Clearingstelle EEG Klärungsbedarf bei der Anwendung des Jahresbegriffs.
Denn es ist nicht schon aus dem Wortlaut heraus eindeutig bestimmbar, ob es hier
auf Kalenderdaten ankommen soll, also ob beispielsweise der 15. Juli 2012 i. S. d. § 30
RefE 14 Jahre nach dem 1. August 1998 liegt, oder ob dies erst am 1. August 2012
der Fall ist. Weiterhin ist nicht ohne Weiteres klar, ob die Zeitgrenzenregelung für
alle oder ggf. nur für eine der ersetzten Anlagen bzw. für alle oder ggf. nur für eine
der Repowering-Anlagen zutreffen muss.

Daneben erscheint die Regelung in der vorliegenden Form dazu geeignet, etwa bei103
Anlagenbetreiberinnen und -betreibern, deren Repowering-Anlage ohne eigenes Ver-
schulden erst verspätet nach Überschreiten der 17-Jahres-Grenze in Betrieb genom-
men werden konnte, erheblichen Klärungsbedarf bezüglich der Rechtslage auszulö-
sen.

Zu § 30 Abs. 1 Nr. 3 RefE: In dieser Regelung ist von „der Repowering-Anlage“104
(singular) die Rede, während in Abs. 1 im Übrigen generalisierend von „(Repowe-
ring)Anlagen“ (plural) die Rede ist. Dies könnte zu Unklarheiten bei der Rechtsan-
wendung führen.

Zu § 30 Abs. 2 RefE: In Abs. 2 erscheint die Anordnung des endgültigen Fort-105
falls des Vergütungsanspruchs für die ersetzte(n) Anlage(n) widersprüchlich zu der
Anordnung, dass § 21 Abs. 2 RefE (Beginn und Dauer der Vergütungsperiode) unbe-
rührt bleiben soll. Hier wäre aus Sicht der Clearingstelle EEG eine Anpassung der
Formulierung wünschenswert.

2.7.2 Zu Art. 4 Nr. 1

In Nr. 1 des Art. 4 – Änderung der Systemdienstleistungsverordnung – ist für § 1106
der Systemdienstleistungsverordnung i. d. F. des Referentenentwurfs zum Erneuer-
bare-Energien-Gesetz18 augenscheinlich die Anpassung der Paragraphenbezüge ins
EEG i. d. F. des RefE unterblieben. Hier müsste es in § 1 Nr. 1 SDLWindV-RefE
anstelle von „Nummer 2“ wohl „Abs. 5“ und in § 1 Nr. 2 SDLWindV-RefE anstelle
von „Nummer 6“ wohl „Nummer 8“ heißen, um Missverständnisse zu vermeiden.
18Im Folgenden benannt als „SDLWindV-RefE“.
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2.7.3 Zu Art. 4 Nr. 5

In § 5 der SDLWindV-RefE ist augenscheinlich die Anpassung der Paragraphenbezü-107
ge ins EEG i. d. F. des RefE unterblieben. Hier müsste es anstelle von „Nummer 6“
wohl „Nummer 8“ heißen, um Missverständnisse zu vermeiden.

2.8 Wasserkraft

2.8.1 Zu Nr. 17

Zu § 23 Abs. 1 Nr. 7 RefE In § 23 Abs. 1 Nummern 1 bis 7 RefE wird die Vergü-108
tungszahlung für Strom aus Wasserkraft in Abhängigkeit von der jeweiligen Bemes-
sungsleistung geregelt.

Gemäß § 23 Abs. 1 Nr. 6 RefE ist dabei für Strom aus Wasserkraft bis einschließlich109
einer Bemessungsleistung von 50 Megawatt eine Vergütungszahlung von 4,2 Cent
pro Kilowattstunde vorgesehen, gemäß § 23 Abs. 1 Nr. 7 RefE ab einer Bemessungs-
leistung von 50 Megawatt von 3,4 Cent pro Kilowattstunde.

Die Clearingstelle EEG regt an, in § 23 Abs. 1 Nr. 7 RefE klarstellend zu ergänzen,110
dass ab einer Bemessungsleistung von mehr als bzw. über 50 Megawatt 3,4 Cent pro
Kilowattstunde Vergütungszahlungen vorgesehen sind, um Unklarheiten hinsicht-
lich der Zuordnung von genau 50 Megawatt zu § 23 Abs. 1 Nr. 6 bzw. Nr. 7 RefE zu
vermeiden.

Zu § 23 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 3 Satz 1 RefE § 23 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 RefE111
sieht vor, dass für Bestandsanlagen der Anspruch auf Vergütung nach § 23 Abs. 1
RefE besteht, wenn

„das Leistungsvermögen der Anlage erhöht wurde. . . “

Die Clearingstelle EEG weist darauf hin, dass es keinen feststehenden technischen112
Begriff des Leistungsvermögens gibt, so dass insoweit Auslegungsfragen und Anwen-
dungsprobleme entstehen können. Zwar enthält die Entwurfsbegründung (S. 121) ei-
ne Aufzählung von Maßnahmen zur Erhöhung des Leistungsvermögens. Diese Auf-
listung ist aber ausdrücklich nicht abschließend, so dass für die Rechtsanwendung ei-
ne abstrakt-generelle Definition des Begriffes Leistungsvermögen sinnvoll erscheint.
Dabei stellt sich auch in Anbetracht einzelner in der Entwurfsbegründung enthal-
tenen Beispiele die Frage, ob es für die Erhöhung des Leistungsvermögens auf eine
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tatsächliche Erhöhung der Stromausbeute ankommt oder ob die bloße Möglichkeit
zur Erhöhung der Ausbeute infolge der Maßnahme ausreicht. Sollte es dem Willen
des Gesetzgebers entsprechen, dass eine tatsächliche Erhöhung der Stromausbeute
erforderlich ist, so würde sich die Folgefrage stellen, innerhalb welchen Zeitraums
diese erfolgen muss und welche Folgen es für den Vergütungsanspruch hat, wenn
eine Leistungserhöhung bspw. aus Witterungsgründen vorübergehend oder dauer-
haft nicht (mehr) eintritt. Die Clearingstelle EEG regt insoweit zur Vermeidung von
Unklarheiten klärende Formulierungen im Gesetzestext bzw. in der Begründung an.

Die Auslegungs- und Anwendungsfragen in Bezug auf den Begriff „Leistungsvermö-113
gen“ führen bei § 23 Abs. 3 Satz 1 RefE zu der weiteren Folgefrage, wie im Falle einer
Erhöhung des Leistungsvermögen der dieser Erhöhung zuzurechnende Stromanteil
zu bestimmen ist. Die Clearingstelle EEG weist darauf hin, dass trotz einer Maß-
nahme zur Erhöhung des Leistungsvermögens die absolute Stromausbeute saisonal
bedingt sinken kann. Es erscheint daher zur Vermeidung von Unklarheiten sinnvoll,
gesetzlich zu regeln, wie die Zurechnung im Fall der Erhöhung des Leistungsvermö-
gens genau vorzunehmen ist.

Zu § 23 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2 RefE Die Clearingstelle EEG weist zu-114
dem darauf hin, dass es gem. § 23 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 i. V. m. Satz 2 RefE zumindest
möglich erscheint, dass durch eine zweite (wiederholte) Erhöhung der installierten
Leistung der Anlage nach dem 31. Dezember 2011 (§ 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 RefE)
erneut ein Vegütungszeitraum von 20 Jahren mit Anspruch auf Vergütungszahlung
nach § 23 Abs. 1 RefE ausgelöst wird (§ 23 Abs. 1 Satz 2 RefE).

Zu § 23 Abs. 2 Satz 2 RefE Gemäß § 23 Abs. 2 Satz 2 RefE besteht der Anspruch115

„ab dem Abschluss der Maßnahme. . . “

Die Clearingstelle EEG weist darauf hin, dass zu § 23 Abs. 2 EEG geltender Fas-116
sung eine Reihe von Anfragen anhängig sind, in denen die genaue Bestimmung des
Abschlusszeitpunktes klärungsbedürftig ist. Insbesondere bei Maßnahmen, die aus
mehreren, technisch voneinander unabhängigen, genehmigungsrechtlich aber zu-
sammenhängenden Einzelmaßnahmen bestehen oder bei Maßnahmen, bei denen
nach der baulichen Fertigstellung eine behördliche Abnahme erforderlich ist, stellt
sich die Frage, auf welchen Zeitpunkt abzustellen ist. Die Clearingstelle EEG regt
an zu prüfen, den Begriff „Abschluss der Maßnahme“ ggf. gesetzlich zu präzisieren.
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Zu § 23 Abs. 4 Satz 1 RefE Die Clearingstelle EEG regt an, in § 23 Abs. 4 Satz 1,117
die Verweisung auf die Paragraphenkette des WHG wie folgt zu präzisieren: „. . . nach
den §§ 33 bis 35 und 6 Abs. 1 Satz 1 Nummer 1 und Nummer 2 des Wasserhaushalts-
gesetzes . . . “.

Zu § 23 Abs. 4 Satz 3 Nr. 2 RefE Nach § 23 Abs. 4 Satz 3 Nr. 2 RefE kann unter118
den dort genannten Voraussetzungen der Nachweis geführt werden

„durch eine Bescheinigung einer Umweltgutachterin oder eines Umwelt-
gutachters. . . , sofern der Entwurf der Bescheinigung der zuständigen
Wasserbehörde vorgelegt wurde. . . “

Die Clearingstelle EEG weist darauf hin, dass die Verwendung des Begriffes „Beschei-119
nigung“ die Frage aufwirft, ob damit eine inhaltliche Abweichung vom Begriff des
„Gutachtens“ gewollt ist, welcher an anderen Stellen des Entwurfes genannt wird,
wenn mithilfe von Umweltgutachterinnen und -gutachtern Nachweise geführt wer-
den (können). Weiterhin macht die Clearingstelle EEG darauf aufmerksam, dass zu
§ 23 Abs. 5 Satz 2 geltender Fassung die DAU – Deutsche Akkreditierungs- und Zu-
lassungsgesellschaft für Umweltgutachter mbH die Auffassung vertritt, dass nicht
eine einfache „Bescheinigung“ sondern ein „Gutachten“ als Nachweis erbracht wer-
den müsse.19 Die Clearingstelle EEG regt an zu prüfen, ob zur Vereinheitlichung
und damit zur Vermeidung von Klärungsbedarf „Bescheinigung einer Umweltgut-
achterin oder eines Umweltgutachters“ ersetzt werden sollte durch „Gutachten einer
Umweltgutachterin oder eines Umweltgutachters.“

Weiterhin stellt sich die Frage, welche Anforderungen das Gesetz an den „Entwurf“120
der Bescheinigung stellt und welche Rechtsfolgen sich ergeben, wenn die Umwelt-
gutachterin oder der Umweltgutachter nach dem Einverständnis der Wasserbehörde
den Entwuf der Bescheinigung substantiell verändert und die veränderte Fassung
dem Netzbetreiber zum Nachweis vorgelegt wird. Die Clearingstelle EEG regt an,
auf die Unterscheidung zwischen „Entwurf der Bescheinigung“ und „Bescheinigung“
zu verzichten und allein zu verlangen, dass die Bescheinigung bzw. – nach den vor-
stehenden Ausführungen in Rn. 119 – das (fertige) Gutachten der Behörde zum Ein-
verständnis vorzulegen ist.
19Vortrag Dr. Markus Racke, Geschäftsführer der DAU, 8. Fachgespräch der Clearingstelle EEG am

13. Mai 2011, Folie 4, abrufbar unter http://www.clearingstelle-eeg.de/files/07-Vortrag_Racke.pdf .
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Zu § 23 Abs. 6 RefE: § 23 Abs. 6 RefE knüpft den Anspruch auf Vergütung bei121
Speicherkraftwerken daran, dass „sie“ – also die Speicherkraftwerke – an einem be-
stehenden Speicher oder Speicherkraftwerk errichtet worden sind. Die Clearingstelle
EEG weist insoweit darauf hin, dass dieser Absatz in Abweichung von der sonstigen
Regelungstechnik keinen Bezug zu der vergütungsfähigen „Anlage“ aufweist bzw.
diese nicht nennt. Ferner erscheint es kaum vorstellbar, dass ein Speicherkraftwerk
an einem bestehenden Speicherkraftwerk errichtet wird. Dabei ist zu beachten, dass
der Begriff der Anlage enger sein kann als der des Speicherkraftwerkes. Um den laut
Begründung intendierten Zubau von Wasserkraftanlagen zu bestehenden Speicher-
kraftwerken bzw. deren Erweiterung zu ermöglichen, bedürfte es der Ersetzung des
Relativpronomens „sie“ durch „die Anlage“. Die Clearingstelle EEG regt an, dies zu
prüfen.

Die Clearingstelle EEG weist ferner darauf hin, dass sich aus dem Gesetzeswort-122
laut nicht zweifelsfrei ergibt, ob die Errichtung an einem bestehenden Speicher auch
dann gegeben ist, wenn die Anlage eine nach dem Inkrafttreten des EEG 2012 zu-
nächst noch bestehende Anlage eines Speicherkraftwerkes ersetzt. Es wird insoweit
eine Klärung angeregt.

Zudem besteht laut § 23 Abs. 6 RefE „der Anspruch auf Vergütung nach Abs. 1 wei-123
terhin bei Speicherkraftwerken nur“20 unter bestimmten Voraussetzungen. Die Clea-
ringstelle EEG weist darauf hin, dass die Verwendung des Wortes „weiterhin“ zu Un-
klarheiten führen kann. Möglich erscheint neben dem Verständnis im aufzählenden
Sinne von „ferner“ oder „zudem“ auch, das „weiterhin“ zeitlich-konsekutiv im Sin-
ne von „wie schon unter dem EEG 2009“ zu verstehen. Diese Unklarheit ließe sich
durch Streichen des Wortes „weiterhin“ bzw. Ersetzen durch beispielsweise „zudem“
oder „außerdem“ beheben.

Die Clearingstelle EEG weist außerdem darauf hin, dass der Begriff des „Speicher-124
kraftwerkes“ mehrdeutig ist. Im technischen Sinne werden „Speicherkraftwerke“
in Abgrenzung insbesondere zu Laufwasserkraftwerken als solche Wasserkraftwer-
ke verstanden, welche die potentielle bzw. kinetische Energie des in natürlichen
oder künstlich angelegten (Stau-)Seen durch natürlichen Zufluss gesammelten Was-
sers nutzen. Sie bestehen aus einem Stauwehr oder – bei größeren Anlagen – aus
einer Talsperre und einem am Staudammfuß gelegenen Kraftwerk. Das „Speicher-
kraftwerk“ im rechtlichen Sinne könnte begriffsgleich mit dem Speicherkraftwerk
im technischen Sinne sein. Es könnte aber auch einen weiteren Begriff darstellen und
20Hervorhebung nicht im Original.
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jedes Wasserkraftwerk erfassen, welches Energie „speichert“ und ermöglicht, die ge-
speicherte Energie bei Bedarf aus dem Speicher zu entnehmen und zur Stromerzeu-
gung umzuwandeln. So könnten etwa auch Nebenbetriebsanlagen (wie z. T. Trink-
wasserturbinen) „Speicherkraftwerke“ sein, welche nicht durch natürlichen Zufluss
gesammeltes Wasser stauen, sondern Wasser (auch) durch Einsatz von Pumpenergie
speichern. Diese Fragen, die sich der Praxis bereits unter dem EEG 2004 stellten,
sind Gegenstand eines Empfehlungsverfahrens der Clearingstelle EEG.21

Der Begründung (S.122) zu § 23 Abs. 6 RefE kann entnommen werden, dass nach125
dem gesetzgeberischen Willen jedenfalls nur solche Speicherkraftwerke vergütungs-
fähigen Strom produzieren können, deren Speicher „ausschließlich durch natürli-
chen Zufluss gespeist werden“. Die Clearingstelle EEG weist darauf hin, dass dies
jedoch nicht zweifelsfrei aus dem Gesetzeswortlaut hervorgeht. Aus diesem Grund
wird angeregt, dies zu prüfen und ggf. eine Klarstellung – etwa durch Ergänzung des
Kriteriums des ausschließlich natürlichen Zuflusses für vergütungsfähigen Strom aus
Speicherkraftwerken im Gesetzeswortlaut – vorzunehmen.

2.9 Grubengas

2.9.1 Zu Nr. 17

Zu § 26 Abs. 2 RefE § 26 Abs. RefE lautet:126

„Die Pflicht zur Vergütung besteht nur, wenn das Grubengas aus Berg-
werken des aktiven oder stillgelegten Bergbaus stammt.“

Die Clearingstelle EEG weist darauf hin, dass zu der wortgleichen Vorschrift in § 26127
Abs. 2 EEG 2009 geltender Fassung die Frage besteht, ob Strom aus Grubengas, des-
sen Vorkommen (einzig) zum Zwecke der Erzeugung von Strom erschlossen wird,
vergütungsfähig ist. Das EEG enthält insoweit keine ausdrückliche Einschränkung,
eine solche Beschränkung ließe sich indes teleologisch herleiten. Die Clearingstelle
EEG regt daher zur Klärung dieser Frage eine gesetzgeberische Entscheidung an, ob
der Vergütungsanspruch auch dann besteht, wenn das Grubengasvorkommen einzig
oder vorrangig zum Zweck der Stromerzeugung erschlossen wird.
21Vgl. dazu Clearingstelle EEG, Empfehlungsverfahren 2008/18, abrufbar unter

http://www.clearingstelle-eeg.de/empfv/2008/18.
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2.10 Abfallvergärung

2.10.1 Zu Nr. 17

Zu § 27a Abs. 1 RefE In § 27a Abs. 1 RefE wird die Vergütung für128

„Strom aus Anlagen, die Biogas einsetzen, das durch anaerobe Vergärung
von Biomasse im Sinne der Biomasseverordnung mit einem überwiegen-
den Anteil von Bioabfällen . . . “22

gewonnen worden ist, geregelt.

Der Begründung (S. 128) ist zu entnehmen, dass sich der überwiegende Anteil danach129
bestimmen soll, „ob der Anteil von Bioabfällen an den insgesamt verwendeten Sub-
straten zur Biogaserzeugung mehr als 50 Masseprozent beträgt“. Die Clearingstelle
EEG regt zur Vermeidung von Unklarheiten an, diese Erläuterung – „mit einem An-
teil von Bioabfällen von mehr als 50 Masseprozent“ – mit in den Gesetzeswortlaut
des § 27a Abs. 1 RefE aufzunehmen.

Zu § 27a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 b) RefE Zu der Frage, die sich zu § 27a Abs. 2 Satz 1130
Nr. 1 b) RefE ergibt, wird auf die Anmerkungen zum insoweit inhaltsgleichen § 27
Abs. 3 Nr. 1 b) RefE verwiesen (vgl. Rn. 79 bis Rn. 80).

Zu § 27a Abs. 4 RefE Gemäß § 27a Abs. 4 RefE werden Vorschriften des § 27 RefE131
hinsichtlich der dortigen Anforderungen an die Nachweisführung in Bezug genom-
men.

Die Clearingstelle EEG weist darauf hin, dass die erste Verweisung „§ 27 Abs. 4 erster132
Halbsatz“23 sich nur auf

„Der Vergütungsanspruch nach den Absätzen 1 und 2 besteht ferner in
der dort genannten Höhe nur, . . . “

bezieht. Die Clearingstelle EEG regt an, anstatt der ersten Verweisung „erster Halb-
satz“ den maßgeblichen Text – insbesondere die das Einsatzstofftagebuch betreffen-
den Teile – mit in den Wortlaut des § 27a Abs. 4 RefE aufzunehmen.
22Hervorhebung nicht im Original
23Hervorhebung nicht im Original.
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2.11 Weitere Vorschriften

2.11.1 Begriff „Erneuerbare Energien“

Die Clearingstelle EEG weist darauf hin, dass die durch den RefE vorgeschlage-133
nen Änderungen statt der Schreibart „Erneuerbare Energien“ des EEG 2009 die
Schreibart „erneuerbare Energien“ verwendet. Hierdurch ergibt sich eine Hetero-
genität der Schreibart in den geänderten gegenüber den unveränderten Vorschriften.

2.11.2 Zu Nr. 24 b

Zu § 46 Nr. 1 RefE Im Gegensatz zu der Formulierung in § 46 Nr. 3 RefE ist un-134
klar, wann die gem. § 46 Nr. 1 RefE erforderlichen Mitteilungen zu leisten sind. Un-
ter dem EEG 2009 sollten Angaben zu Standort und Leistung (§ 46 Nr. 1 EEG 2009)
jedenfalls laut Gesetzesbegründung zu § 46 EEG 2009 (BT-Drs. 16/81485, S. 68) „bei
der erstmaligen Geltendmachung des Vergütungsanspruchs und danach nur noch bei
anspruchsrelevanten Änderungen mitgeteilt werden“. Die Clearingstelle EEG regt
an, im Wortlaut des § 46 Nr. 1 RefE klarzustellen, wann Angaben zu Standort und
installierter Leistung und wann Angaben zur Strommenge nach § 33 Abs. 2 RefE
mitzuteilen sind.

Zu § 46 Nr. 2 RefE § 46 Nr. 2 RefE verpflichtet Betreiberinnen und -betreiber von135
Biomasseanlagen nach § 27 Abs. 1 RefE, die Art und Menge der Einsatzstoffe nach
§ 27 Abs. 2 RefE sowie Angaben zu Wärmenutzungen und eingesetzten Technolo-
gien nach § 27 Abs. 3 Nr. 1 RefE oder zu dem Anteil eingesetzter Gülle nach § 27
Abs. 3 Nr. 2 RefE in der für die Nachweisführung nach § 27 vorgeschriebenen Weise
mitzuteilen.

Auslegungsunsicherheiten könnten – insbesondere vor dem Hintergrund des Weg-136
falls des sog. Technologiebonus im RefE – in Bezug auf die gem. § 46 Nr. 2 RefE
mitteilungspflichtigen „eingesetzten Technologien nach § 27 Abs. 3 Nr. 1“ entstehen.
Unklar ist, ob sich „Technologien“ nun auf Technologien zur Erzeugung von KWK-
Strom und/oder zur Fermenterbeheizung beziehen. Die Clearingstelle EEG regt an,
dies im Wortlaut des § 46 Nr. 2 RefE klarzustellen.

Zudem ist im Gegensatz zu der Formulierung in § 46 Nr. 3 RefE unklar, wann137
die gem. § 46 Nr. 2 RefE erforderlichen Mitteilungen zu leisten sind. Unter dem
EEG 2009 sollten ähnliche Angaben jedenfalls laut Gesetzesbegründung zu § 46
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EEG 2009 (BT-Drs. 16/81485, S. 68) „bei der erstmaligen Geltendmachung des Ver-
gütungsanspruchs und danach nur noch bei anspruchsrelevanten Änderungen mit-
geteilt werden“. Sollte der RefE eine ähnliche Regelungsabsicht verfolgen, regt die
Clearingstelle EEG an, dies im Wortlaut des § 46 Nr. 2 RefE zu ergänzen.

2.12 Clearingstelle

Die Clearingstelle EEG begrüßt die die Clearingstelle gemäß § 57 RefE betreffenden138
Regelungen und die hiermit verbundene Stärkung ihrer Arbeit.

2.12.1 Zu Nr. 5

Die Clearingstelle EEG regt an, in § 4 Abs. 2 Satz 2 RefE klarzustellen, dass auch ver-139
traglich vereinbarte Abweichungen von den §§ 3, 16 – 33 h RefE zulässig sind, sofern
diese dem Ergebnis eines von den Parteien vor der Clearingstelle durchgeführten
Verfahrens nach § 57 Abs. 2 Satz 2 Nummer 1 oder einer für sie von der Clearing-
stelle abgegebenen Stellungnahme nach § 57 Abs. 2 Satz 2 Nummer 2 entsprechen,
da die weitaus meisten Arbeitsergebnisse der Clearingstelle EEG sich auf Fragen der
Vergütung und/oder der Auslegung und Anwendung von Begriffsbestimmungen24

beziehen. Die Vorschrift könnte etwa wie folgt gefasst werden:

Dies gilt nicht für vertraglich vereinbarte Abweichungen

1. von den §§ 5 bis 15, die Gegenstand eines Prozessvergleichs im Sin-
ne des § 794 Abs. 1 Nummer 1 der Zivilprozessordnung sind, oder

2. die dem Ergebnis eines von den Parteien vor der Clearingstelle
durchgeführten Verfahrens nach § 57 Abs. 2 Satz 2 Nummer 1 oder
einer für sie von der Clearingstelle abgegebenen Stellungnahme
nach § 57 Abs. 2 Satz 2 Nummer 2 entsprechen.

24Z.B. des Begriffs der „Inbetriebnahme“ bei PV-Anlagen, hierzu vgl. Clearingstelle EEG, Hinweis v.
25.06.2010 – 2010/1, abrufbar unter http://www.clearingstelle-eeg.de/2010/1.
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2.12.2 Zu Nr. 33

Die Clearingstelle EEG würde es – zusätzlich zu der Stärkung ihrer Arbeit – begrü-140
ßen, wenn ihre Tätigkeit unbefristet fortgeführt würde.

Eine unbefristete Fortführung der Clearingstelle EEG würde Anlagenbetreiberin-141
nen und -betreiber und Netzbetreibern signalisieren, sich auf die Möglichkeit der
Inanspruchnahme der Clearingstelle EEG dauerhaft verlassen zu können.

Zudem könnten für die Belegschaft der Clearingstelle EEG hieraus unbefristete Ar-142
beitsverhältnisse folgen.

Berlin, den 23. Mai 2011

Dr. Sebastian Lovens Dr. Martin Winkler
Leiter Mitglied

Dr. Nicole Pippke Marieluise Reißenweber Dr. Beatrice Brunner
Mitglied Mitglied Mitglied

Sönke Dibbern Elena Richter Natalie Mutlak
Techn. Koordinator Rechtswiss. Koordinatorin Wiss. Mitarbeiterin
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